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Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten Bonn, den 18. März 1965 

III B 8 - 9572/9531 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Lage der deutschen Geflügelwirtsdiaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Reinhard, 

Balkenhol, Struve, Bauknecht, Glüsing (Dithmarschen) 
und Genossen 
— Drucksache IV/3089 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


Zu 1. 

a) Eiermarkt 

Der Preisrückgang im Januar und Februar auf dem Eier- 
markt dürfte auf die Nachweihnachtszeit und Faschingszeit 
zurückzuführen sein, die erfahrungsgemäß jedes Jahr mit 
einer gewissen Abschwächung der Nachfrage verbunden ist. 
Inzwischen hat sich der Markt wieder befestigt. Die Steige- 
rung der deutschen Erzeugung wird sich vorerst in dem bis- 
herigen Umfange nicht fortsetzen. Die Zahl der Legehennen 
ist leicht rückläufig. Auch in Holland und Dänemark ist der 
Bestand an Legehennen stark reduziert worden. 

Besondere Maßnahmen hält die Bundesregierung nicht für 
erforderlich. 

b) Geflügelmarkt 

Die Produktion von Geflügelfleisch ist in den Hauptexport- 
ländern und auch in der Bundesrepublik ausgeweitet wor- 
den. Zwar war die Nachfrage nach Geflügelfleisch in der 
Bundesrepublik höher als die Steigerung der Erzeugung, 
aber auch die Einfuhren sind erheblich angestiegen. Im Er- 
gebnis war die Nachfragesteigerung nicht hoch genug, um 
die Steigerung des Angebots aus Eigenerzeugung und Im- 
port ohne Preisrückgänge auffangen zu können. Preisrück- 
gänge sind nicht nur in der Bundesrepublik, sondern überall 
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feststellbar. Langfristig ist zu erwarten, daß sich Angebot 
und Nachfrage einspielen. Um den Marktanteil für die deut- 
sche Erzeugung nicht nur zu halten, sondern auch entspre- 
chend der Verbrauchssteigerung zu erhöhen, sind von der 
Bundesregierung folgende Maßnahmen getroffen: 

a) Verlorene Zuschüsse zur Rationalisierung und Moder- 
nisierung der Schlachtanlagen und der Vermarktungs-, 
Lager- und Transporteinrichtungen; 

b) Zinsverbilligte Kredite für Stallbauten im Rahmen der 
Hofkredite nach den Richtlinien vom 25. Mai 1964. 

Ferner sind folgende Maßnahmen in Aussicht genommen: 

a) Verbesserung der Produktionsbedingungen durch eine 
Förderung der Gründung von Erzeugergemeinschaften 
(z. B. Mästerringe) und des Ausbaues einer Spezialbe- 
ratung durch Bund und Länder; entsprechende Kontakte 
mit den Ländern wurden aufgenommen; 

b) Förderung der Qualität durch Einführung von Handels- 
klassen bei Geflügelfleisch und eine eingehende Auf- 
klärung von Erzeugern, Handel und Verbrauchern; 

c) Zuschüsse zur Werbung für den Absatz von Geflügel. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung glaubt, daß Störungen der Wettbewerbs- 
gleichheit weitgehend beseitigt sein würden, wenn die fran- 
zösische Regierung die von der Kommission gegebenen Auf- 
lagen erfüllt und die unter 1. erwähnten deutschen Maßnahmen 
sich auswirken. 

Zu 3. 

Die EWG-Kommission hat inzwischen durch Entscheidung vom 
18. Februar 1965 sämtlichen Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
von Zusatzerstattungen bei der Ausfuhr von Geflügel eröffnet. 
Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, von der Er- 
mächtigung Gebrauch zu machen. 

Zu 4. 

a) Die Zahlung von Frachtvergünstigungen für die Geflügel- 
erzeuger in der Bretagne hat die EWG-Kommission in ihrem 
Schreiben vom 29. Januar 1965 an die französische Regie- 
rung als unzulässig bezeichnet. Die Bundesregierung wird 
daher darauf drängen, daß diese Frachtvergünstigungen, 
sofern sie noch gezahlt werden, beseitigt werden, und daß 
die Beseitigung nicht bis zur Harmonisierung der Verkehrs- 
politik aufgeschoben wird. 
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b) Der Antrag der französischen Regierung auf Genehmigung 
einer Intervention durch Zahlung von Einlagerungszu- 
schüssen und Lagerprämien wird zur Zeit von der Kommis- 
sion geprüft. Die Bundesregierung beabsichtigt von sich aus 
zunächst nicht, direkt oder indirekt intervenieren zu lassen. 
Ausgaben dafür würden nur sinnvoll sein, wenn für den 
Zeitpunkt der voraussichtlichen Auslagerung eine Lücke in 
der Versorgung mit Geflügelfleisch erkennbar wäre. 

Für den Fall, daß die EWG-Kommission dem französischen 
Antrag stattgeben sollte oder Frankreich eigenmächtig Maß- 
nahmen zur Intervention ergreifen sollte, behält sich die 
Bundesregierung ihre Entscheidung ausdrücklich vor. 


Zu 5. 

In der Dezember-Sitzung des Ministerrats ist die Kommission 
aufgefordert worden zu prüfen, ob bei Eiern und Geflügel eine 
gemeinsame Intervention der Gemeinschaft durchgeführt wer- 
den soll. Frankreich hat in den letzten Wochen die Möglichkeit 
einer solchen Intervention angeregt. Bisher haben alle anderen 
Mitgliedstaaten und die Bundesregierung sich gegen eine solche 
Intervention ausgesprochen. Die Bundesregierung wird sich 
dafür einsetzen, daß die Kommission bald die Frage eingehend 
prüft und auf ihre Auswirkungen, insbesondere auch auf die 
finanzielle Belastung der .Mitgliedstaaten, untersucht. Erst da- 
nach wird sie zur Frage der Intervention ihre endgültige Ent- 
scheidung treffen. 

Zu 6. 

Die Bundesregierung kann feststellen, daß sich auf freiwilliger 
Basis ein Zusammenschluß der privaten und genossenschaft- 
lichen Geflügelschlachtereien gebildet hat. Die Kommission 
prüft zur Zeit, ob die in anderen Mitgliedstaaten bestehenden 
Organisationen auf den verschiedenen Warengebieten ver- 
tragskonform sind. Die Bundesregierung muß diese Prüfung und 
das Ergebnis der Diskussionen im Deutschen Bundestag über 
die angekündigten oder bereits vorliegenden Entwürfe von 
Marktstrukturgesetzen oder Gesetzen zur Bildung von Markt- 
strukturfonds abwarten. 


Zu 7. 

Zur Werbung für den Absatz von Geflügel sind Zuschüsse vor- 
gesehen. Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß es 
richtig ist, die Werbung für Eier und Geflügelfleisch ganz oder 
fast ganz durch staatliche Mittel zu finanzieren. 


Schwarz 
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